
 
 

 

I. Rechtslage 

Das EEG 2014 hat mit Wirkung ab 01.08.2014 für 
alle bestehenden Biogasanlagen die sogenannte 
Höchstbemessungsleistung eingeführt: Bis zu der 
Grenze der Höchstbemessungsleistung kann 
auch künftig jede Anlage weiterhin EEG-
Vergütung beanspruchen, für jede darüber hinaus 
eingespeiste Kilowattstunde erhält der Anlagenbe-
treiber nur den jeweils aktuellen Spotmarktpreis, 
also ca. 3 bis 4 Cent/kWh. Ein wirtschaftlicher 
Betrieb über die Höchstbemessungsleistung hin-
aus ist also nicht mehr möglich. Der Gesetzgeber 
wollte damit den Zubau zu bestehenden Biogas-
anlagen unter Ausnutzung der hohen Vergü-
tungssätze von Bestandsbiogasanlagen für die 
Zukunft unterbinden. 
 
 
II. Definition Höchstbemessungsleistung 

§ 101 EEG 2014 bemisst die Höchstbemessungs-
leistung grundsätzlich nach den meisten einge-
speisten Kilowattstunden in einem vollen Kalen-
derjahr. Abgestellt wird hierbei auf das beste Ka-
lenderjahr seit Inbetriebnahme der Anlage und vor 
01.08.2014. Hierbei kommt es offensichtlich nicht 
darauf an, ob diese Kilowattstunden im Rahmen 
einer bestehenden Genehmigung oder gar im 
ungenehmigten Anlagenbetrieb produziert wur-
den, ebenso wenig kommt es darauf an, ob die 
Leistung seit dem besten Kalenderjahr reduziert 
wurde: Also auch dann, wenn aktuell deutlich 
weniger installierte Leistung vorhanden ist, kann 
aus der Vergangenheit eine hohe Höchstbemes-
sungsleistung fortgeführt werden. 
 
Alternativ zum besten Kalenderjahr erklärt das 
Gesetz, dass zumindest 95 % der am Stichtag 
31.07.2014 installierten Leistung als Höchstbe-
messungsleistung gilt. Damit wird scheinbar Be-
standsschutzerwägungen Rechnung getragen, 
sofern Anlagen in der Vergangenheit sehr 

schlecht gelaufen sind, sollen sie zumindest 95 % 
ihrer am Stichtag vorhandenen installierten Leis-
tung auch künftig nach dem EEG vergütet erhal-
ten.  
 
 
III. Problemstellung 

In dieser 95%-Regelung liegt ein dramatischer 
Eingriff in den Bestandsschutz einer Vielzahl von 
Anlagen: All diejenigen Biogasanlagen, die im 
Jahr 2013 oder Anfang 2014 (vor 01.08.2014) 
zusätzliche Leistung installiert haben, können 
diese faktisch gar nicht über ihr „bestes Kalender-
jahr“ abbilden lassen. Damit werden diese Anla-
gen auch dann, wenn sie vorher permanent deut-
lich über 95 % ihrer installierten Leistung gefahren 
sind, quasi zwangsweise auf 95 % ihrer installier-
ten Leistung begrenzt.  
 
Ein Beispiel: Eine Biogasanlage mit dem Inbe-
triebnahmejahr 2005 und installierten 625 kW ist 
in der Vergangenheit nachweislich mehrfach deut-
lich über 98 % ihrer installierten Leistung gelau-
fen; die Höchstbemessungsleistung würde also 
über 612 kW betragen. Im Januar 2014 wurde zu 
dieser Anlage ein ORC-Modul mit weiteren 70 kW 
hinzugebaut. Damit ist die Höchstbemessungs-
leistung dieser Anlage aufgrund der 95%-
Regelung zwingend auf 660,25 kW beschränkt. 
Würde man hingegen 98 % der installierten Leis-
tung ansetzen, würde die Höchstbemessungsleis-
tung über 681 kW, also ca. 20 kW mehr betragen.  
 
Der Anlagenbetreiber ist im hier vorliegenden Fall 
also dauerhaft mit einer nicht unerheblichen kW-
Zahl in dramatischer Weise in seiner Mindestver-
gütung beschränkt. Finanziell liegt der Minder-
ertrag bei über 30.000 Euro netto jährlich. 
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IV. Verfassungsbeschwerde 

Faktisch stellt die Höchstbemessungsleistung 
damit einen Eingriff in den Bestandsschutz von 
Biogasanlagen dar: Bestandanlagen haben be-
reits seit langem für den Mindestvergütungszeit-
raum einen Mindestvergütungssatz dadurch er-
worben, dass sie ihre Anlage in Betrieb gesetzt 
haben. Der Gesetzgeber hat bei Einführung und 
mit jeder Novellierung des EEG stets von einem 
Höchstmaß an Investitions- und Planungssicher-
heit gesprochen, gerade deshalb wurde nicht nur 
ein Mindestvergütungssatz, sondern auch eine 
Mindestvergütungsdauer festgeschrieben. Wenn 
diese nun im Nachhinein, wenn auch nur für einen 
nicht unerheblichen Teil, beschränkt wird, ist im 
Hinblick auf dem geltenden Verhältnismäßigkeits-
grundsatz und das Rückwirkungsverbot ein erheb-
licher und wichtiger Grund vonnöten. Dieser ist 
vorliegend nicht ansatzweise ersichtlich: 
 
Insbesondere ist aufgrund der Tatsache, dass die 
Biogasvergütung generell nur einen kleinen Anteil 
an der EEG-Umlage ausmacht einerseits und 
aufgrund der Tatsache, dass die finanziellen 
Auswirkungen durch die Reduzierung der Höchst-
bemessungsleistung von 100 auf 95 % insgesamt 
gesehen völlig zu vernachlässigen sind, wirkt sich 
der Eingriff in den Bestandsschutz für den Ver-
braucher letztlich überhaupt nicht auf die EEG-
Umlage aus: Durch die Reduzierung der Höchst-
bemessungsleistung auf 95 % lässt sich die EEG-
Umlage in keinster Weise absenken. Faktisch 
steht also ein erheblicher Eingriff bei den Be-
standsanlagenbetreibern keinem erkennbaren 
Vorteil bei den Verbrauchern gegenüber. Eine 
verfassungsrechtliche Rechtfertigung in den Ein-
griff in den Bestandsschutz ist damit nicht erkenn-
bar.  
 
Aus diesem Grund haben wir mit Datum vom 
18.05.2015 eine Verfassungsbeschwerde gegen 
die Regelung des § 101 Abs. 1 EEG 2014 
(Höchstbemessungsleistung) eingelegt. 
 
 
 

V. Verein Nachhaltige Energien e. V.  

Der Verfassungsbeschwerde liegt eine konkrete 
Anlage aus Baden-Württemberg zugrunde, die – 
wie im obigen Beispielsfall – zu ihren bestehen-
den 625 kW im Januar 2014 nochmal 70 kW ORC 
hinzugebaut hat. Die bisher über 98 % tatsächli-
che Leistung können von dieser Anlage im Hin-
blick auf die Absenkung der Vergütung über die 
Höchstbemessungsleistung hinaus nicht mehr 
wirtschaftlich betrieben werden.  
 
Unterstützt wird der Kläger vom Verein Nachhalti-
ge Energien e.V., der sich zum Ziel gesetzt hat, 
sich gegen die Eingriffe des Gesetzgebers in den 
Bestandsschutz von EEG-Anlagen zur Wehr zu 
setzen. Mit dem EEG 2014 erfolgen erstmals ent-
sprechende Eingriffe, insbesondere durch die 
Höchstbemessungsleistung oder durch die Ände-
rung des Landschaftspflegebegriffs (ohne ausrei-
chende Übergangsregelung). Der Verein hatte 
sich zum Ziel gesetzt, alle möglichen rechtlichen 
und politischen Maßnahmen zu ergreifen, um 
diese bereits erfolgten Eingriffe in den Bestands-
schutz rückgängig zu machen und vor allem den 
Gesetzgeber dazu zu bewegen, auch bei künfti-
gen EEG-Novellierungen bestehende EEG-
Anlagen unangetastet zu lassen. Sofern Sie den 
Verein unterstützen wollen, darf auf die in diesem 
Newsletter abgedruckte Anzeige verwiesen wer-
den. 
 
 
VI. Weiterer Verfahrensablauf 

Nachdem die Verfassungsbeschwerde am 
18.05.2015 eingereicht wurde, ist davon auszu-
gehen, dass im Laufe dieses Jahres eine schriftli-
che Stellungnahme der Bundesrepublik erfolgen 
wird. Mit einer Verhandlung dürfte dann im Jahr 
2016 oder 2017 zu rechnen sein. Es bleibt zu 
hoffen, dass das Verfahren vor Inkraftsetzung des 
EEG 2017 abgeschlossen ist.  
 
 
 
 

 
 



 



AUTOR  

 

Dr. Helmut Loibl 

Rechtsanwalt 
Fachanwalt für  
Verwaltungsrecht 
 

 
 
Dr. Helmut Loibl ist Rechtsanwalt, Fachanwalt für 
Verwaltungsrecht und Partner von Paluka Sobola 
Loibl & Partner Rechtsanwälte mit Sitz in Re-
gensburg. Zusammen mit seinem Team von meh-
reren auf das EEG spezialisierten Anwälten berät 
und vertritt er seit über 10 Jahren deutschlandweit 
Betreiber, Hersteller, Planer und Investoren von 
regenerativen Energieerzeugungsanlagen in den 
Bereichen Biogas, Biomasse, Photovoltaik, 
Windenenergie, Geothermie und Wasserkraft. 
Den Schwerpunkt bildet hierbei die rechtliche 
Beratung und Vertretung von Biogas-, Windener-
gie- und Solaranlagen. 

 
 
Inhalte der Beratung sind sämtliche EEG-Fragen 
(Vergütung, Netzanschluss, Anlagenbegriff, Anla-
generweiterung usw.), die Begleitung von Ge-
nehmigungs-, Bebauungsplan- und Baumängel-
verfahren sowie Kauf- und Verkaufsvorgängen 
(einschließlich Due Diligence und Risk Manage-
ment), die Gründung von Betreibergesellschaften 
sowie die Gestaltung und Prüfung aller notwendi-
gen Verträge. Aktuell stehen die Direktvermark-
tung von EEG-Strom und Eigenstromnutzungs-
konzepte im Fokus. 
 
Dr. Helmut Loibl ist Mitglied des Juristischen Bei-
rates des Bundesverbandes Windenergie, Spre-
cher des Juristischen Beirates beim Fachverband 
Biogas und Mitglied in der Gesellschaft für Um-
weltrecht. Zudem ist er als Autor von Fachbeiträ-
gen und als Fachreferent zum Thema Erneuerba-
re Energien sowie als Ausbilder von Rechtsrefe-
rendaren und als Mitglied des Prüfungsausschus-
ses für Fachagrarwirte Erneuerbare Energien 
aktiv. 
 

 

 
 

 

Newsletter-Abo 

Wenn Sie regelmäßig aktuelle Informationen zum 
EEG und weiteren Rechtsgebieten erhalten möch-
ten, können Sie auf www.paluka.de kostenfrei 
unsere Newsletter abonnieren. 
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Verein Nachhaltige Energien e.V. 

Antrag auf Vereinsmitgliedschaft  

Ich möchte Mitglied in dem Verein für Nachhaltige Energien e.V. werden. Ich unterstütze die Ziele 
des Vereins und werde versuchen, deren Verwirklichung mit meinen verfügbaren Kräften zu unterstüt-
zen. Die Vereinssatzung vom 30. Juli 2014 wurde mir zur Verfügung gestellt; ich erkenne diese hiermit 
an. Mir ist bekannt, dass ein Aufnahmeanspruch nicht besteht.  

Der Mitgliedsbeitrag umfasst einen einmaligen Beitrag von: 1.000,00 Euro 

Ich werde den Mitgliedsbeitrag zu Beginn der Mitgliedschaft vollständig entrichten. 

 

Firma 

 

Name, Vorname des Geschäftsführers 

 

Straße / Nr.  

 

PLZ / Ort  

 

Telefon 

 

E-Mail (bitte unbedingt angeben) 

 
 

Ort, Datum      Unterschrift  

Bitte einsenden / übergeben an:     

Vorstand des Nachhaltige Energien e. V.  
c/o Treurat und Partner Unternehmensberatungsgesellschaft mbH 
Lorentzendamm 40 
24103 Kiel 
 
Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an 
 
Gerrit Müller-Rüster 
0431 / 5936 – 373 
gmueller-ruester@treurat-partner.de 

mailto:gmueller-ruester@treurat-partner.de

